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Sollte der SPD-Kandidat Robert von Olberg am 24. September in den deutschen Bundestag 
einziehen, so möchte er den Erfolg seiner Arbeit nicht zuletzt daran messen lassen, was er 
für Münster erreichen kann. 
 
Von Klaus Baumeister MS 26.08.2017 

Bei einem Pressegespräch am Freitag benannte er hier sieben Punkte: 

 Von Olberg möchte sich für eine Änderung des so genannten Bima-Gesetzes 
einsetzen. Bima steht für „ Bundesanstalt für Immobilienaufgaben“. Das aktuelle 
Gesetz schreibt vor, dass die Bima Grundstücke nur zu Marktpreisen verkauf en darf, 
was im Fall der York- und der Oxford-Kaserne in Münster dazu führt, dass der Bund 
einen für die Stadt Münster nicht akzeptablen Preis verlangt. 

Die Realisierung einer Stadtbahn in Münster steht für von Olberg ebenfalls auf der Liste der 
Projekte, für die er sich engagieren möchte. Für derartige Verkehrsprojekte seien bis zu 90 
Prozent Förderung durch den Bund möglich. 

 Der SPD-Kandidat will an einer Änderung des Grundgesetzes mitarbeiten. Das Ziel: Der 
Bund soll die Möglichkeit erhalten, mehr Geld für den Bildungsbereich (eigentlich eine 
Landesaufgabe) auszugeben. 

 Von Olberg hat es sich zum Ziel gesetzt, an einem neuen, sozialen Hochschulpakt 
mitzuwirken, damit der Bund neue Studentenwohnheime finanziell fördern kann. 

 Darüber hinaus hält es von Olberg für erforderlich, dass die Bundesmittel im 
Hochschulbereich verstetigt werden und nicht nur in einzelne Projekte fließen. 

 Für Münster fordert Robert von Olberg einen durch den Bund geförderten, sozialen 
Arbeitsmarkt, um Langzeitarbeitslosen wieder eine Perspektive zu geben. 

 Beim Ausbau des Bahngleises zwischen Münster und Lünen hält der SPD-Kandidat einen 
Teilausbau für nicht ausreichend. Die Region müssen an der Forderung nach einem Ausbau 
auf ganzer Länge festhalten. 

 
 
 
 
MS 31.10.2017 

Rund 800 Wohnungen stehen nach Schätzung der Aktivisten leer und könnten nicht 
verkauft werden, weil die Bima zu hohe Preise verlange. „Wir fordern eine sofortiges 
Ende der Bima-Abzocke“, so Sprecher Theo Knetzger. 

Auch die Gewerkschaftsjugend beteiligte sich. „Sozialer Wohnraum schafft auch Platz für 
neue Projekte wie Azubi-Wohnheime“, so Referent Felix Eggersglüß 

 

http://www.wn.de/Schlagwoerter/%28etype%29/organisation/%28entity%29/Bundesanstalt%20f%C3%BCr%20Immobilienaufgaben
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Westfälische Konversionskommunen fordern Verbesserung des BImA-Gesetzes 

  

Positionspapier richtet sich an künftige Koalitionspartner / Kaufpreisermittlung nicht 
allein nach dem Prinzip Erlösmaximierung  

Münster (SMS) Die Richtlinien zum Umgang mit ehemals von den britischen Streitkräften 
genutzten Kasernen müssen vereinfacht werden. Das fordern die von Konversion 
betroffenen Städte Bielefeld, Detmold, Gütersloh, Herford, Münster und Paderborn in einer 
gemeinsamen Erklärung. 

In einem Positionspapier zum "Gesetz über die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben" 
(BImA-Gesetz) sprechen sich die sechs Oberbürgermeister und Bürgermeister der 
westfälischen Städte dafür aus, wesentliche Regelungen zum Umgang mit Konversions-
Liegenschaften beizubehalten und an entscheidenden Stellen zu schärfen. Nur so ließen 
sich die gewaltigen Zukunfts-Herausforderungen durch die frei gewordenen Flächen in den 
Kommunen bewältigen. 

Wesentliche Instrumente wie die Erstzugriffs-Option und die sogenannte 
Verbilligungsrichtlinie dürfen nach Auffassung der Städte nicht angetastet werden. Diese 
seien für die Kommunen wichtig und zielführend, um dem durch Konversion militärischer 
Flächen ausgelösten Strukturwandel zu begegnen und Flächen für den geförderten 
Wohnungsbau zu schaffen. 

Dringend fordern die Städte, insbesondere die Bereitstellung von Flächen für den 
geförderten Wohnungsbau zu vereinfachen. Eine Vereinfachung und Erweiterung der 
Fördertatbestände und die gerechtere Verteilung der Risiken und Pflichten zwischen der 
Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (BImA) und den Kommunen sei unbedingt 
erforderlich. Bei der Ermittlung des Kaufpreises seien die wohnungspolitischen und 
stadtentwicklungspolitischen Ziele der betroffenen Kommunen anzuerkennen und 
gleichberechtigt zur Erlösmaximierung zu gewichten. Nur so sei es möglich, dass 
Kommunen ihren Bürgerinnen und Bürgern und den Unternehmen 
Entwicklungsperspektiven bieten und die brachfallenden Flächen im Sinne eines 
sparsamen Bodenverbrauchs kurzfristig sinnvoll nachnutzen könnten. 

Mit ihrem "Positionspapier zum BImA-Gesetz und nachgelagerten Richtlinien" wollen die 
sechs Städte für die Koalitionsverhandlungen auf Bundesebene einen Impuls geben. Ziel ist 
es, das BImA-Gesetz in der nun beginnenden Legislaturperiode zu verbessern und zu 
vereinfachen. 

Anlage (pdf): 

Positionspapier vom 18.10.2017 !! 

 

 
 



 
http://www.immobilien-zeitung.de/1000048014/bundesrat-will-neues-bima-
gesetz?utm_source=dlvr.it 
 
Geht es nach Bundesländern und Kommunen, soll der Bund Grundstücke nicht mehr 
zum Höchstpreis verkaufen, wenn diese für gemeinwohlorientierte Zwecke wie den 
sozialen Wohnungsbau vorgesehen sind. Diesem Ziel sind sie nun ein Stück näher 
gekommen. Der Bundesrat hat heute einen entsprechenden Gesetzesantrag 
beschlossen. 

Abgestimmt wurde über einen Antrag des Landes Berlin, dem sich Brandenburg und Bremen 
angeschlossen haben. "Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Liegenschaftspolitik 
des Bundes" (Drucksache 557/17) ist das Papier überschrieben, und im Wesentlichen geht 
es darum: Der Bund soll Grundstücke, die Länder oder Kommunen gemeinwohlorientiert 
nutzen möchten, nicht mehr per Bieterverfahren und damit zum Höchstpreis verkaufen. 
Stattdessen wird gefordert, den "Verkehrswert gutachterlich zu ermitteln und die geplante 
Nutzung einzubeziehen". Grundstücke, die für sozialen Wohnungsbau bestimmt sind, sollten 
darüber hinaus verbilligt abgegeben werden. 

"Spekulativer Höchstpreis"  

Derzeit gilt, dass die Bundesanstalt für Immobilienaufgaben (Bima) Grundstücke laut Bima-
Gesetz "wirtschaftlich" (§ 1 Abs. 1 Satz 5 BImAG) und "nur zu ihrem vollen Wert" (§63 Abs.3 
Satz 1 Bundeshaushaltsordnung) veräußern muss. Dieser volle Wert wird häufig im Zuge 
von Bieterverfahren ermittelt - in dem Antrag wird er als "spekulativer Höchstpreis" 
bezeichnet. 

Derzeit soll die sogenannte Verbilligungsrichtlinie dafür sorgen, dass der Bund das Seinige 
für die Schaffung günstigen Wohnraums tut. So war es im November 2015 auf zunächst vier 
Jahre, später für insgesamt sechs Jahre beschlossen worden. Im Antrag der Berliner heißt 
es, dies sei "ein richtiger Schritt", es bedürfe aber einer "dauerhaften Rechtsgrundlage", um 
Grundstücke "zu einem Wert, der die beabsichtigte Nutzung des Grundstücks berücksichtigt, 
zu veräußern". 

Mehrheit auch im Finanzausschuss des Bundesrats 

Dilek Kolat, Bundesratsmitglied für das Land Berlin, berichtete heute vor der Abstimmung, 
dass der Antrag in den Ausschüssen des Bundesrats "größtenteils mit überragender 
Mehrheit beschlossen" worden sei und auch im Finanzausschuss "eine knappe Mehrheit" 
bekommen habe. "Das ist ein gutes Zeichen, denn die Finanzminister halten ja den Daumen 
auf alles", sagte Kolat. 

Mit dem Gesetzentwurf der Länder wird sich nun die Bundesregierung beschäftigen und ihn 
dann zusammen mit ihrer Stellungnahme an den Bundestag weiterleiten. In den 
Koalitionsverhandlungen stehen die Grundstücke des Bundes tatsächlich als Eckpunkt unter 
"Wohnen" auf der Agenda. 
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